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Sprechstundenumfang von Vertragsärztinnen und Vertragsärzten 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Die CDU, CSU und SPD haben in ihrem Koalitionsvertrag vereinbart, dass der 
Mindestumfang der Sprechstunden von Vertragsärztinnen und Vertragsärzten 
für die Versorgung von gesetzlich Versicherten von 20 auf 25 Stunden erhöht 
werden soll. Bislang wird dieser Mindestumfang von den Selbstverwaltungs- 
partnem im Bundesmantelvertrag festgelegt. 

Um nicht lediglich Kosmetik zu bleiben, setzt diese sinnvolle Neuregelung je¬ 
doch voraus, dass ihre Einhaltung überprüft wird. Doch bereits heute ist frag¬ 
lich, ob die Kassenärztliche Bundesvereinigung die Einhaltung des im Bundes¬ 
mantelvertrag vereinbarten Mindestumfangs für Sprechstunden fortlaufend be¬ 
obachtet. Seit Juli 2015 sind die Kassenärztlichen Vereinigungen (KV) gemäß 
§ 95 Absatz 3 Satz 4 f. des Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) zwar 
verpflichtet, die Einhaltung der Versorgungsaufträge zu prüfen und die Ergeb¬ 
nisse mindestens jährlich an die Landes- und Zulassungsausschüsse zu übermit¬ 
teln. Aktuelle, öffentlich zugängige Zahlen zu den von den Vertragsärztinnen 
und Vertragsärzten tatsächlich erbrachten Sprechstunden gibt es allerdings 
nicht. 

Das Problem ist in dieser Form auch nicht neu. So teilte die Bundesregierung 
schon 2012 anlässlich einer parlamentarischen Anfrage mit, ihr würden keiner¬ 
lei „systematische Daten“ zur Einhaltung des Mindestsprechstundenumfangs 
vorliegen (vgl. Bundestagsdrucksache 17/9329). 


Vorbemerkung der Bundesregierung 

Um den Zugang zur Versorgung für gesetzlich krankenversicherte Patientinnen 
und Patienten zu verbessern, sieht der Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und 
SPD verschiedene Maßnahmen vor. Hierzu gehört auch eine Erhöhung der Min¬ 
destzeiten, die Vertragsärztinnen und -ärzte an ihrem Vertragsarztsitz persönlich 
in Form von Sprechstunden zur Verfügung stehen müssen. Allgemein gilt, dass 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Gesundheit vom 7. Mai 2018 
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Vertragsärztinnen und -ärzte aufgrund ihrer Zulassung zur Teilnahme an der ver¬ 
tragsärztlichen Versorgung im Umfang ihres aus der Zulassung folgenden Ver¬ 
sorgungsauftrages berechtigt und verpflichtet sind (vgl. § 95 Absatz 3 Satz 1 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V)). Nach § 19a Absatz 1 der Ärzte-Zu- 
lassungsverordnung (Ärzte-ZV) verpflichtet die Zulassung, die vertragsärztliche 
Tätigkeit in Vollzeit auszuüben. Welcher zeitliche (Mindest-)Umfang mit voll¬ 
zeitiger Ausübung gemeint ist, wird im SGB V und in der Ärzte-ZV bislang nicht 
näher festgelegt, sondern mit Blick auf Mindestsprechstundenzeiten im Bundes¬ 
mantelvertrag-Ärzte (BMV-Ä) konkretisiert. Vorgeschrieben sind danach Min¬ 
destsprechstundenzeiten in Flöhe von 20 Stunden wöchentlich, bzw. 10 Stunden 
bei einem hälftigen Versorgungsauftrag. Es ist Aufgabe der Kassenärztlichen 
Vereinigungen, die Einhaltung der für die Vertragsärztinnen und -ärzte ver¬ 
pflichtenden Regelungen zu überwachen und die Vertragsärztinnen und -ärzte 
ggf. unter Anwendung der gesetzlich vorgesehenen Disziplinarmaßnahmen zur 
Erfüllung ihrer Pflichten anzuhalten. 


1. Wie viele Vertragsärztinnen und Vertragsärzte besitzen nach Kenntnis der 
Bundesregierung einen zeitlich vollen Versorgungsauftrag und stehen ihren 
gesetzlich versicherten Patientinnen und Patienten mit weniger als 
20 Sprechstunden pro Woche zur Verfügung (bitte nach Arztgruppe und 
wenn möglich nach KV aufschlüsseln)? 

Zum Umfang der Teilnahme von Ärztinnen und Ärzten an der vertragsärztlichen 
Versorgung liegen der Bundesregierung die als Anlage beigefügten Tabellen vor. 
Diese beinalten die Verteilung der Teilnahmeumfange (0,5 und 1,0 bei Vertrags¬ 
ärztinnen und -ärzten sowie bis 10 Stunden, mehr als 10 bis 20 Stunden, mehr als 
20 bis 30 Stunden und mehr als 30 Stunden bei angestellten Ärztinnen und Ärz¬ 
ten) pro Kassenärztlicher Vereinigung und Arztgruppe gemäß den Statistischen 
Informationen aus dem Bundesarztregister. 

Informationen bezüglich der wöchentlichen Sprechstundenzeiten liegen der Bun¬ 
desregierung nicht vor. 


2. Wie groß ist nach Kenntnis der Bundesregierung der Anteil der Vertragsärz¬ 
tinnen und Vertragsärzte mit zeitlich vollem Versorgungsauftrag, die (bitte 

nach KV sowie nach Arztgruppen aufschlüsseln) 

a) weniger als ein Viertel der arztgruppendurchschnittlichen Fallzahlen ab¬ 
rechnen, 

b) zwischen einem Viertel und der Hälfte der arztgruppendurchschnittlichen 
Fallzahlen abrechnen, 

c) zwischen der Hälfte und drei Vierteln der arztgruppendurchschnittlichen 
Fallzahlen abrechnen, 

d) zwischen drei Vierteln und den arztgruppendurchschnittlichen Fallzahlen 
abrechnen, bzw. 

e) mehr als die arztgruppendurchschnittlichen Fallzahlen abrechnen? 

3. Welche regionalen Unterschiede gibt es hierbei gegebenenfalls? 

Die Fragen 2 und 3 werden aus Gründen des Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet. 

Die Bundesregierung verfügt nicht über die zur Beantwortung der einzelnen Fra¬ 
gen notwendigen Daten. 
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4. a) Auf welche Weise und nach welchen konkreten Kriterien prüfen nach 
Kenntnis der Bundesregierung die KVen jeweils nach § 95 Absatz 3 SGB 
V die Einhaltung des Versorgungsauftrags (etwaige Unterschiede zwi¬ 
schen den KVen bitte darstellen)? 

b) Erfolgen die Überprüfungen nach Kenntnis der Bundesregierung Stich¬ 
probenhaft oder aufgrund von konkreten Anhaltspunkten, und was sind 
die konkreten Anhaltspunkte? 

c) Existieren nach Kenntnis der Bundesregierung bundesweite Vorgaben 
oder Anleitungen der Kassenärztlichen Bundesvereinigung (KBV), um 
eine gleichmäßige Überprüfung durch die KV sicherzustellen? 

Falls nicht, inwieweit hält die Bundesregierung die Schaffung solcher 
Vorgaben für sinnvoll? 

Nach Kenntnis der Bundesregierung konzentrieren sich die KVen bei der Über¬ 
prüfung des Versorgungsauftrags nach § 95 Absatz 3 SGB V auf eine Prüfung 
des quantitativen Versorgungsauftrags, wie er in § 17 Absatz la BMV-Ä definiert 
ist (Einhaltung der wöchentlichen Mindestsprechstundenzeiten). Bundesweite 
Vorgaben der KBV zur Überprüfung der Einhaltung des jeweiligen vertragsärzt¬ 
lichen Versorgungsauftrags existieren nicht. Es obliegt der jeweiligen KV, im 
Rahmen der Umsetzung des gesetzlichen Auftrages geeignete Kriterien zugrunde 
zu legen. Für die Prüfung selbst werden in den KVen unterschiedliche Verfahren 
angewendet. Jedoch greifen die KVen dabei i. d. R. auf bereits verfügbare, admi¬ 
nistrativ erhobene Daten zurück. Einige KVen orientieren sich dabei an den Prüf- 
und Kalkulationszeiten aus dem einheitlichen Bewertungsmaßstab für ärztliche 
Leistungen (EBM), um daraus einen Referenzwert je Arzt in Stunden zu ermit¬ 
teln, der mit den Verpflichtungen aus dem BMV-Ä vergleichbar ist. Eine weitere 
Vorgehensweise in den KVen ist, die Fallzahlen oder Punktleistungsvolumina der 
Ärzte zu betrachten, um im Vergleich zum Durchschnitt auffällige Praxen zu 
identifizieren (z. B. Ärzte, deren Leistungsvolumina x-Prozent unter dem Fach¬ 
gruppendurchschnitt sind). Andere KVen rekurrieren auf die Öffnungszeiten der 
Praxen, die in den Landesarztregistem gemeldet werden, und vergleichen diese 
mit der 20-Stunden-Vorgabe. Eine systematische Übersicht zu dieser Frage liegt 
der Bundesregierung nicht vor. 

Nach Mitteilung der KBV führen nach dortigem Kenntnisstand die KVen auf¬ 
grund des gesetzlichen Auftrags ohne konkrete Anhaltspunkte anhand der oben 
beschriebenen Vorgehensweisen zunächst eine gesamthafte Prüfung aller an der 
vertragsärztlichen Versorgung teilnehmenden Ärztinnen und Ärzte durch. Ärz¬ 
tinnen und Ärzte, die nach den jeweils regional definierten Aufgreifkriterien Auf¬ 
fälligkeiten aufweisen, werden in einem nächsten Schritt genauer betrachtet und 
ggf. um Stellungnahme gebeten. 


5. Wann haben nach Kenntnis der Bundesregierung die KVen ihre Prüfpflicht 
nach § 95 Absatz 3 Satz 4 SGB V seit 2015 wahrgenommen, und zu welchen 
Ergebnissen sind sie bei ihren Überprüfungen gekommen (bitte Zeiträume 
und Ergebnisse für jede KV getrennt aufführen)? 

6. In wie vielen Fällen haben die KV nach Kenntnis der Bundesregierung bei 
diesen Prüfungen festgestellt, dass der gesetzliche Versorgungsauftrag nicht 
eingehalten wurde (bitte nach Jahr, jeweiliger KV und wenn möglich Art der 
mangelhaften Einhaltung sowie Arztgruppe darstellen)? 

Die Fragen 5 und 6 werden aus Gründen des Sachzusammenhangs gemeinsam 
beantwortet. 
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Nach Mitteilung der KBV haben alle KVen den Auftrag zur Prüfung des Versor¬ 
gungsauftrags und der Übermittlung an die Mitglieder der Landes- und Zulas¬ 
sungsausschüsse umgesetzt oder planen dieses zum nächsten erreichbaren Ter¬ 
min. Die Umsetzung hänge neben KV-intemen Prozessen u. a. von entsprechen¬ 
den vorbereitenden Diskussionen mit den Partnern der gemeinsamen Selbstver¬ 
waltung auf Landesebene sowie der Sitzungsfrequenz der Landes- und Zulas¬ 
sungsausschüsse ab. 

Konkrete Prüfergebnisse der Prüfungen liegen der Bundesregierung nicht vor. 


7. a) Wenn die KV festgestellt haben, dass der Versorgungsauftrag nicht ein¬ 
gehalten wurde, welche weiteren Schritte wurden nach Kenntnis der Bun¬ 
desregierung durch die jeweilige KV unternommen, um die zukünftige 
Einhaltung zu erreichen? 

b) Was haben die Zulassungs- und Landesausschüsse nach Kenntnis der 
Bundesregierung in den Fällen einer Abweichung vom Versorgungsauf¬ 
trag jeweils unternommen, nachdem ihnen dieses durch die KV zur 
Kenntnis gegeben wurde? 

Nach Mitteilung der KBV führt im Einzelfall eine Auffälligkeit bei der allgemei¬ 
nen algorithmischen Prüfung des Versorgungsauftrags, d. h. bei Vorliegen von 
Hinweisen darauf, dass die Mindestsprechstunden nicht erreicht werden, in den 
KV-Bezirken dazu, dass die Ärzte kontaktiert und in einem ersten Schritt um Stel¬ 
lungnahme gebeten werden. Verdichten sich dabei die Hinweise auf eine nicht 
sachgerechte Wahrnehmung des quantitativen Versorgungsauftrags, erfolgt mit 
zunehmendem Nachdruck die Aufforderung an den Arzt, den bundesmantelver¬ 
traglichen Vorgaben Folge zu leisten. Die Zulassungsausschüsse können den Ver¬ 
sorgungsauftrag auch hälftig oder voll entziehen. Von dieser Möglichkeit sei in 
den KV-Regionen im Bedarfsfall auch bereits Gebrauch gemacht worden. 

In einigen Landesauschüssen habe die Diskussion um die Ergebnisse der Prüfung 
zu einer tiefergehenden Befassung mit der von der jeweiligen KV vorgeschlage¬ 
nen Methodik zur Umsetzung des Prüfauftrags geführt, deren Ergebnis jedoch 
z. T. noch aussteht. 


8. Inwieweit wird die Bundesregierung durch die KV oder die KBV über die 
Ergebnisse der Überprüfungen nach § 95 Absatz 3 SGB V informiert? 

Wenn nein, beabsichtigt die Bundesregierung, eine entsprechende Rechts¬ 
grundlage für eine solche Information zu schaffen? 

Falls nicht, wieso nicht? 

Eine ausdrückliche gesetzliche Verpflichtung der KBV, das Bundesministerium 
für Gesundheit (BMG) über die Ergebnisse der Überprüfungen nach § 95 Ab¬ 
satz 3 Satz 4 SGB V zu informieren, existiert nicht. Das BMG hat als Aufsichts¬ 
behörde über die KBV allerdings das Recht, sich auf Verlangen Unterlagen vor¬ 
legen und Auskünfte erteilen zu lassen, die zur Ausübung des Aufsichtsrechts 
erforderlich sind. Dies wird für ausreichend gehalten. 
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9. Inwieweit werden die Selbstverwaltungspartner (gesetzliche Krankenkassen 
und ihre Spitzenverbände) durch die KV oder die KBV über die Ergebnisse 
der Überprüfungen nach § 95 Absatz 3 SGB V informiert? 

Wenn nein, beabsichtigt die Bundesregierung, eine entsprechende Rechts¬ 
grundlage für eine solche Information zu schaffen? 

Falls nicht, wieso nicht? 

§ 95 Absatz 3 Satz 5 SGB V verpflichtet die Kassenärztlichen Vereinigungen, die 
Ergebnisse den Landes- und Zulassungsausschüssen mindestens jährlich zu über¬ 
mitteln. Bei den Landesausschüssen handelt es sich um Gremien, die die Kassen¬ 
ärztlichen Vereinigungen und die Landesverbände der Krankenkassen sowie die 
Ersatzkassen für den Bereich jedes Landes bilden. Eine Information der Selbst¬ 
verwaltungspartner auf Landesebene erfolgt daher über die genannte Berichts¬ 
pflicht gegenüber dem Landesausschuss der Ärzte und Krankenkassen. Diese Re¬ 
gelung wird für ausreichend gehalten. 


10. Inwieweit wird die Öffentlichkeit durch die KV oder die KBV über die Er¬ 
gebnisse der Überprüfungen nach § 95 Absatz 3 SGB V informiert? 

Wenn nein, beabsichtigt die Bundesregierung, eine entsprechende Rechts¬ 
grundlage für eine solche Information zu schaffen? 

Falls nicht, wieso nicht? 

Eine Information der Öffentlichkeit durch die Kassenärztlichen Vereinigungen 
oder die KBV über die Ergebnisse der Überprüfung nach § 95 Absatz 3 Satz 4 
SGB V ist gesetzlich nicht vorgesehen und wird auch nicht für erforderlich ge¬ 
halten. Hinzuweisen ist in diesem Zusammenhang auch darauf, dass die auf Lan¬ 
desebene für die Wahrnehmung der Interessen der Patientinnen und Patienten und 
der Selbsthilfe chronisch krankerund behinderter Menschen maßgeblichen Orga¬ 
nisationen über ein Mitberatungsrecht in den Landesausschüssen verfügen (vgl. 
§ 140f Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 SGB V ) und somit über die Prüfergebnisse 
informiert werden. 


11. Welche Überlegungen liegen der geplanten Erhöhung des Mindestsprech¬ 
stundenumfangs zugrunde (vgl. Rede von Jens Spahn am 23. März 2018 im 
Deutschen Bundestag), und auf welcher Grundlage basiert die Erhöhung um 
fünf Stunden? 

Ziel der Erhöhung der Mindestsprechstundenzeiten ist eine Verbesserung des Zu¬ 
gangs zur vertragsärztlichen Versorgung für gesetzlich Versicherte. 


12. Wie will die Bundesregierung diese Erhöhung rechtstechnisch umsetzen, 
und wann ist mit einem entsprechenden Gesetzesvorschlag zu rechnen? 

Die konkrete Umsetzung des Auftrags aus dem Koalitionsvertrag zur Erhöhung 
der Mindestsprechstundenzeiten wird derzeit im Bundesministerium für Gesund¬ 
heit geprüft. Es ist beabsichtigt, einen entsprechenden Gesetzgebungsvorschlag 
noch vor der Sommerpause vorzulegen. 
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13. Inwieweit sind von dem bislang im Bundesmantelvertrag vereinbarten 
Sprechstundenmindestumfang auch Hausbesuche umfasst, und welche Pla¬ 
nungen hat die Bundesregierung diesbezüglich für ihren Gesetzesvorschlag? 

Hausbesuche werden von der in § 17 Absatz la BMV-Ä vorgegebenen Zahl an 
Sprechstunden nicht umfasst. Im Übrigen wird auf die Antwort zu Frage 12 ver¬ 
wiesen. 


14. Inwieweit teilt die Bundesregierung die Einschätzung des Vorstandsvor¬ 
sitzenden der KBV Dr. Andreas Gassen, es sei im Zusammenhang mit der 
Ausweitung des Mindestsprechstundenumfangs „lächerlich“, „bei 10 bis 20 
Prozent der Leistungen, die der Budgetierung unterliegen, zu fordern, dass 
Ärzte noch mehr Leistungen anbieten“ (Pressemitteilung der KBV vom 2. 
März 2018)? 

Mit der Pressemitteilung vom 2. März 2018 macht die KBV aus Sicht des Bun¬ 
desministeriums für Gesundheit auf einen Zusammenhang aufmerksam, der zwi¬ 
schen Vergütungsregelungen und dem Zugang zur ärztlichen Versorgung be¬ 
stehe. 
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1) Medizinische Versorgungszentren, Einrichtungen nach § 311 Sozialgesetzbuch V, KV-Eigeneinrichtungen und kommunale Eigeneinrichtungen 

2) nur Ärzte ohne Leistungsbeschränkung nach § 101 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 Sozialgesetzbuch V i. V. m. § 23 i Abs. 5 Bedarfsplanungs-Richtlinie 

3) seit dem 31.12.2013 werden Lungenärzte nicht mehr als separate Arztgruppe ausgewiesen, sondern der Arztgruppe der Internisten zugewiesen 

4) Enthalten: Arbeitsmediziner, Ärzte für öffentliches Gesundheitswesen, Fachwissenschaftler der Medizin, Fachzahnärzte, Hygieniker, Pharmakologen und Rechtsmediziner 

5) gemäß Bedarfsplanungsrichtlinie (zur Berechnung der Hausärzte nach § 73 Abs. 1a SGB V müssen noch die Kinderärzte hinzugezählt werden) 
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